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Präambel

Die  Hochschule  Neubrandenburg  fördert  die  gleichberechtigte  Zusammenarbeit  ihrer
Mitglieder und Angehörigen auf allen Funktionsebenen in Dienstleistung, Studium, Lehre und
Forschung.  Sie  legt  Wert  auf  eine  vertrauensvolle  Zusammenarbeit  und  auf  einen
respektvollen und wertschätzenden Umgang.

Alle Mitglieder und Angehörigen der Hochschule Neubrandenburg tragen durch ihr Verhalten
zu  einem  Arbeits-  und  Studienklima  bei,  in  dem  die  persönliche  Integrität  und  die
Selbstachtung  aller  Beschäftigten,  Studierenden  und  Gäste  respektiert  werden.
Insbesondere Personen  mit  Ausbildungs-, Qualifizierungs- und Leitungsaufgaben in Lehre
und Forschung, Verwaltung und Selbstverwaltung tragen aufgrund ihrer Fürsorgepflicht die
Verantwortung dafür,  dass Benachteiligung, Diskriminierung, sexualisierte Gewalt,  Stalking
und  Mobbing  sowie  insbesondere  die  Ausnutzung  von  Abhängigkeitsverhältnissen  im
Studium und am Ausbildungs-  und Arbeitsplatz  nicht  geduldet  werden.  Sie sind in ihrem
Zuständigkeitsbereich  dafür  verantwortlich,  dass  bei  Bekanntwerden  möglicher  Verstöße
gegen diese Richtlinie diesen in Abstimmung mit den betroffenen Personen nachgegangen
wird.

Die Hochschule Neubrandenburg setzt sich dafür ein, dass innerhalb des Hochschullebens
keine Person diskriminiert, benachteiligt, missachtet oder herabgesetzt wird. Jede Form von
Diskriminierung  insbesondere  rassistischer,  ethnisierender,  antisemitischer  und
antimuslimischer  Art  sowie  Diskriminierung  bezogen  auf  geschlechtliche  und  sexuelle
Identitäten  und  zugeschriebene  bzw.  angenommene  oder  tatsächliche Eigenschaften  wie
Lebensalter,  Religion  oder  Weltanschauung,  Behinderung,  soziale  Herkunft  bzw.  sozialer
Status und andere soziale Stigmatisierungen werden an der Hochschule Neubrandenburg
nicht toleriert.

Entscheidend für die Einstufung einer Handlung oder Verhaltensweise als Diskriminierung ist
insbesondere das Ergebnis, also die Wirkung einer Entscheidung oder Handlung, nicht das
zugrundeliegende Motiv, das zu dieser Wirkung geführt hat.

1



Diskriminierung  im  Verständnis  dieser  Richtlinie  beruht  auf  Zuschreibungen  oder
Zugehörigkeiten,  die  Bestandteil  historisch  gewachsener,  gesellschaftlich  relevanter
Ungleichheitsstrukturen sind, die systematisch zu Benachteiligungen führen.

Diskriminierung  findet  sowohl  als  individuelle  bzw.  interaktionelle  Handlung  als  auch auf
struktureller  oder institutioneller  Ebene statt  und muss dementsprechend auf  allen diesen
Ebenen angegangen werden.

Die in dieser Richtlinie festgehaltene Begriffsbestimmung von Diskriminierung erkennt zudem
an,  dass  Menschen  vielfache  Zugehörigkeiten  haben  bzw.  verschiedene  Zuschreibungen
erfahren und dementsprechend auch durch je spezifisches Zusammenwirken verschiedener
Dimensionen von Diskriminierung betroffen sein können.

Mit  dieser  Richtlinie  sollen  die  Diskriminierungsverbote  des  Allgemeinen
Gleichstellungsgesetzes  (AGG)  insbesondere  auch  gegenüber  und  zugunsten  aller
Mitglieder  und  Angehörigen  der  Hochschule  Neubrandenburg  angewendet  werden,  die
arbeits-  oder  dienstrechtlich  nicht  an  die  Hochschule  gebunden  und  daher  vom
Anwendungsbereich des AGG nicht erfasst sind.

Die  Richtlinie  eröffnet  betroffenen  Personen  ein  Beratungs-  und  Beschwerderecht.  Sie
ermutigt  Betroffene  ausdrücklich,  dieses  zu  nutzen  und  entsprechende  Unterstützung  in
Anspruch zu nehmen. Sie verpflichtet die Hochschule Neubrandenburg zu präventiven und
ermöglicht sanktionierende Maßnahmen.
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§ 1 Ziele

Die Richtlinie dient dem Schutz vor und dem Abbau von Diskriminierung an der Hochschule Neubrandenburg.

Ziel  der  Richtlinie  ist,  jede  Form  von  Diskriminierung  insbesondere  rassistischer,  ethnisierender,
antisemitischer  und  antimuslimischer  Art  sowie  Diskriminierung  bezogen  auf  geschlechtliche  und
sexuelle  Identitäten  und  zugeschriebene  bzw.  angenommene  oder  tatsächliche  Eigenschaften  wie
Lebensalter, Religionszugehörigkeit oder Weltanschauung, Behinderung, soziale Herkunft bzw. sozialer
Status und andere soziale Stigmatisierungen zu verhindern oder zu beseitigen.

§ 2 Anwendungsbereich

(1) In seinem Anwendungsbereich gehen die Regelungen des AGG dieser Richtlinie vor.

(2) Im Übrigen gilt die Richtlinie für alle Mitglieder und Angehörige der Hochschule Neubrandenburg im
Sinne des § 50 Landeshochschulgesetz (LHG MV).

(3) Die Richtlinie findet auch Anwendung bei Diskriminierung durch Dritte bzw. gegen Dritte auf dem
Hochschulgelände,  wenn  mindestens  eine  beteiligte  Person  zum Personenkreis  nach  Absatz  2
gehört und in Ausübung ihres Dienstes oder Studiums tätig geworden ist.

§ 3 Begriffsbestimmungen

(1) Die hier  verwendeten Begriffe  erfolgen in  Anlehnung an die  Begrifflichkeiten in § 3 AGG in der
jeweils  geltenden Fassung einschließlich der  darauf  basierenden Rechtsprechung und ergänzen
diese:

a. Eine unmittelbare Diskriminierung liegt vor, wenn eine Person wegen eines in § 1 genannten
Grundes  eine  weniger  günstige  Behandlung  erfährt,  als  eine  andere  Person  in  einer
vergleichbaren  Situation  erfährt,  erfahren  hat  oder  erfahren  würde.  Eine  unmittelbare
Diskriminierung  wegen  des  Geschlechts  liegt  auch im Falle  einer  ungünstigeren Behandlung
einer Frau wegen Schwangerschaft oder Mutterschaft vor.

b. Eine  mittelbare  Diskriminierung liegt  vor,  wenn  dem  Anschein  nach  neutrale  Vorschriften,
Kriterien oder Verfahren Personen wegen eines in § 1 genannten Grundes gegenüber anderen
Personen in  besonderer  Weise benachteiligen oder  benachteiligen können,  es  sei  denn,  die
betreffenden Vorschriften,  Kriterien  oder  Verfahren sind durch ein  rechtmäßiges Ziel  sachlich
gerechtfertigt und die Mittel sind zur Erreichung dieses Ziels angemessen und erforderlich.

c. Eine Belästigung ist eine Diskriminierung, wenn unerwünschte Verhaltensweisen, die mit einem
in § 1 genannten Grund in Zusammenhang stehen, bezwecken oder bewirken, dass die Würde
der  betreffenden  Person  verletzt  wird,  insbesondere,  wenn  ein  von  Einschüchterungen,
Anfeindungen,  Erniedrigungen,  Entwürdigungen oder  Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld
geschaffen wird.

d. Eine sexualisierte Belästigung ist eine Diskriminierung, wenn eine unerwünschte sexualisierte
Handlung, wozu auch Aufforderungen zu dieser, unerwünschte sexuell bestimmte Berührungen,
anzügliche  Bemerkungen,  sowie  unangemessenes  Zeigen  oder  sichtbares  Anbringen  von
sexualisierenden und pornographischen Darstellungen gehören, bezweckt oder bewirkt, dass die
Würde der betreffenden Person verletzt wird,  insbesondere wenn ein von Einschüchterungen,
Anfeindungen,  Erniedrigungen,  Entwürdigungen oder  Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld
geschaffen wird.

e. Die Anweisung zur Benachteiligung einer Person aus einem in § 1 genannten Grund gilt als
Diskriminierung.  Eine solche Anweisung liegt  insbesondere vor, wenn jemand eine Person zu
einem Verhalten bestimmt, das eine Person wegen eines in § 1 genannten Grundes diskriminiert
oder diskriminieren kann.



(2) Belästigendes Verhalten kann sowohl  verbaler als auch nonverbaler Art sein. Hierunter können
beispielsweise  Verleumdungen,  Beleidigungen  und  abwertende  Äußerungen,  Anfeindungen,
Drohungen  und  körperliche  Übergriffe  fallen,  die  mit  einem  der  in  §  1  genannte  Gründe  in
Zusammenhang stehen.

(3) Zu den vom Begriff der Belästigung und der sexualisierten Belästigung erfassten Verhaltensweisen
zählen  erst  recht  (sexualisierte)  Handlungen und Verhaltensweisen,  die  nach  strafgesetzlichen
Vorschriften unter Strafe gestellt sind.

(4) Auch  Verhaltensweisen,  die  als  sogenanntes  Mobbing oder  als  Nachstellung  (Stalking)
einzustufen sind, können eine Belästigung oder sexualisierte Belästigung im oben genannten Sinne
darstellen.

§ 4 Diskriminierungsverbot

(1) Personen gemäß § 2 dürfen nicht  wegen eines oder  mehrerer  in § 1 genannten Grundes oder
Gründe diskriminiert werden; dies gilt auch, wenn die Person, die die Diskriminierung begeht, das
Vorliegen eines in § 1 genannten Grundes oder Gründe bei der Diskriminierung nur annimmt.

(2) Bestimmungen in Vereinbarungen, die gegen das Diskriminierungsverbot des Absatzes 1 verstoßen,
sind unwirksam.

(3) Eine  Diskriminierung  nach  Absatz  1  durch  Mitglieder  und  Angehörige  der  Hochschule
Neubrandenburg kann insbesondere eine Verletzung vertraglicher, dienstrechtlicher, beamten- oder
hochschulrechtlicher Pflichten darstellen.

(4) Eine  unterschiedliche  Behandlung  ist  zulässig,  wenn  durch  geeignete  und  angemessene
Maßnahmen bestehende Nachteile bzw. Diskriminierung wegen eines in § 1 genannten Grundes
verhindert oder ausgeglichen werden sollen.

§ 5 Präventive und strukturelle Maßnahmen

Die Hochschule Neubrandenburg verpflichtet sich Maßnahmen zu ergreifen, um Diskriminierung wegen
eines in § 1 genannten Grundes zu verhindern oder zu beseitigen. Dieser Schutz umfasst präventive und
strukturelle Maßnahmen. Die Hochschule Neubrandenburg entwickelt die präventiven und strukturellen
Maßnahmen zur Vorbeugung oder Verhinderung von Diskriminierung in Hinblick auf ihre spezifischen
Problemlagen stetig weiter.

(1) Zu den präventiven Maßnahmen gehören insbesondere:

- die Bekanntgabe dieser Richtlinie gegenüber allen Mitgliedern und Angehörigen der Hochschule

Neubrandenburg  sowie  ihre  dauerhafte  leicht  auffindbare  und  zugängliche  Veröffentlichung
insbesondere auf der Webseite der Hochschule Neubrandenburg,

- die regelmäßige Information der Studierenden über Beratungs- und Unterstützungsangebote im

Falle von Diskriminierung,

- regelmäßige Informationsangebote und geeignete Qualifizierungsmaßnahmen für alle Mitglieder

und Angehörigen der Hochschule, insbesondere zu den Themenfeldern:
Allgemeines  Gleichbehandlungsgesetz,  Umgang  mit  Konflikten,  diskriminierungskritische  und
diversitätssensible  Hochschule,  Handlungspflichten  und  Verantwortung  von  Personen  mit
Leitungs-, Ausbildungs- und Qualifizierungsaufgaben,

- Aufbau bzw. Unterstützung von Beratungsangeboten und Bildung von Netzwerken zur Stärkung 

der von Diskriminierung betroffenen Personen (Empowerment),
- die Einrichtung angemessener Vorkehrungen, um Barrierefreiheit in Studium, Lehre, Ausbildung 

und Beruf zu gewährleisten (bspw. barrierefreie IT),
- die Berücksichtigung von Diskriminierungsrisiken bei Planungs- und Entwicklungsprojekten und 

infrastrukturellen Änderungen, z.B. bei Baumaßnahmen,



- die Berücksichtigung von Diskriminierungsrisiken im Curriculum und bei der Studiengangsentwicklung.

(2) Die  Hochschule  Neubrandenburg  verpflichtet  sich  zur  kontinuierlichen  Weiterentwicklung  des
Verfahrens und der Kooperation bezüglich Beratung, Beschwerde und Präventionsmaßnahmen und
richtet  als  eine  strukturelle  Maßnahme einen ressortübergreifenden Antidiskriminierungsrat
(ADRat) ein.  Diesem  gehören  der*die  zuständige  Prorektor*in,  eine  Vertreterin  des
Gleichstellungsausschusses,  ein*e  Vertreter*in  der  Ethikkommission,  ein*e  Vertreter*in  der
Studierendenschaft  und  ein*e  Vertreter*in  der  Personalräte  an.  Als  Gäste  können  ebenfalls
Vertreter*innen externer Beratungsstellen eingeladen werden.

Die  Mitglieder  des  ADRats  werden  im Einvernehmen mit  der  jeweiligen  Person,  der  jeweiligen
Organisationseinheit  oder dem Gremium von der Hochschulleitung ernannt. Die Amtszeit beträgt
vier  Jahre.  Eine  Wiederernennung  ist  möglich.  Scheidet  eine  Person  aus  (durch  Rücktritt,
Arbeitsplatzwechsel,  Studienabschluss oder ähnliches), wird sie baldmöglichst durch eine andere
Person ersetzt.

Der Antidiskriminierungsrat tagt einmal im Semester. Er hat folgende Aufgaben:

- Begleitung der Entwicklung sowie Anstoß von Maßnahmen zur Prävention und zur Bekämpfung 

struktu- reller und individueller Diskriminierung und mittelbarer Diskriminierung an der Hochschule
Neubrandenburg.

- Evaluation und Weiterentwicklung der Antidiskriminierungsrichtlinie und der 

Präventionsmaßnahmen
- Entwicklung von Empfehlungen für die weitere Professionalisierung der Beratung im 

Diskriminierungsfall und der Gewährleistung von Mindeststandards.

Den Vorsitz hat die*der zuständige Prorektor*in. Sie*Er gibt einleitend einen kurzen Bericht zur 
Beratungssituation und zum Stand der Maßnahmen.

§ 6 Beratungsrecht und Beratungsstellen

Die Hochschule Neubrandenburg stellt für ihre Mitglieder und Angehörigen sowie Dritte im Sinne von § 2,
die  sich  im Sinne  von §  3  betroffen  fühlen,  Beratungsstellen  zur  Verfügung.  Sie  haben  das  Recht,
Beratung in Anspruch zu nehmen und dürfen wegen der Wahrnehmung dieses Beratungsrechts keine
persönlichen  und  beruflichen  oder  studiumsbezogenen   Nachteile   erfahren.   Gleiches   gilt    für
Personen,   die   die   Betroffenen   hierbei   unterstützen. Die beratenden Personen unterliegen der
Amtsverschwiegenheit, von der sie nur durch die Betroffenen entbunden werden können.
Folgende Ansprechstellen und Interessenvertretungen bieten Beratung an, die Kontaktdaten sind im Anhang
hinterlegt:

- Personalrat

- AStA

- Vertrauensperson der Schwerbehindertenvertretung

- Psychosoziale Beratungsstelle des Studierendenwerks

- Psychologische Beratung der Hochschule Neubrandenburg

- Gleichstellungsbeauftragte

Die  Hochschule  Neubrandenburg  kooperiert  zudem  eng  mit  externen  Beratungsstellen  zu
unterschiedlichen Dimensionen von Diskriminierung.

(1) Die  betroffene  Person  kann  das  Beratungsangebot  zur  Wahrung  ihrer  Anonymität  auch  unter
Einschaltung einer dritten Person ihres Vertrauens wahrnehmen.

(2) Die  Aufgabe der  Beratungsstellen  ist,  den  von Diskriminierung  Betroffenen eine  Möglichkeit  zur
Aussprache zu geben und sie über Möglichkeiten der Unterstützung sowie Beschwerdeverfahren zu



informieren.  Sie  verweisen  auch  auf  externe  Beratungsstellen.  Findet  die  Diskriminierung  im
Rahmen eines studienbezogenen Praktikumsverhältnisses statt, können sich betroffene Studierende
an die Beratungsstellen der Hochschule wenden.
Die Beratungsstellen kommunizieren klar die Möglichkeiten und Grenzen ihres Angebots sowie den
Beratungsablauf gegenüber der beratungsnehmenden Person.

(3) Die Hochschule Neubrandenburg trägt dafür Sorge, dass seitens der Hochschule der betroffenen
Person sowie gegebenenfalls der Person ihres Vertrauens keine persönlichen und beruflichen oder
studiumsbezogenen Nachteile durch das Inanspruchnehmen von Beratung entstehen.

(4) Die beratenden Personen unterliegen der Schweigepflicht,  von der sie nur durch die Betroffenen
entbunden  werden  können.  Alle  Schritte  erfolgen  im  Einvernehmen  mit  den  Betroffenen  und
gegebenenfalls  den  Personen,  die  die  betroffene  Person  unterstützen.  Mögliche  Grenzen  der
Vertraulichkeit werden im Beratungsgespräch transparent gemacht.

(5) Die Hochschule Neubrandenburg ermöglicht den haupt- und nebenamtlichen Mitarbeiter*innen der
Beratungsstellen  Fort-  und  Weiterbildungen  im  Antidiskriminierungsrecht  sowie  hinsichtlich  der
Beratungsarbeit zu Antidiskriminierung.

§ 7 Beschwerderecht und Beschwerdestelle

(1) Mitglieder  und  Angehörige  der  Hochschule  Neubrandenburg,  die  sich  durch  eine  vom
Anwendungsbereich der Richtlinie erfasste Person nach § 2 diskriminiert fühlen, haben das Recht,
sich zu beschweren.

(2) Die Hochschule Neubrandenburg trägt dafür Sorge, dass seitens der Hochschule der betroffenen
Person sowie gegebenenfalls der Person, die die betroffene Person unterstützt, keine persönlichen
und beruflichen oder studiumsbezogenen Nachteile durch die Wahrnehmung des Beschwerderechts
entstehen.

(3) Beschwerdestelle im Sinne des § 13 Abs. 1 AGG ist die Hochschulleitung. Sie kann die  mit  einer
formellen  Beschwerde  einhergehenden  Aufgaben  nach  §  9  an  andere  Stellen  der  Hochschule
übertragen.

§ 8 Beschwerdeverfahren

Personen gemäß § 7 Abs. 1 haben das Recht, Beschwerde bei der Beschwerdestelle zu erheben und 
damit das förmliche Beschwerdeverfahren einzuleiten.

Im Falle einer Beschwerde ist zu berücksichtigen, dass diese ein formales Verfahren darstellt. Während
Beratung  der  Vertraulichkeit  unterliegt,  ist  die  Schweigepflicht  im  Beschwerdeverfahren  u.  U.
aufgehoben. Zudem kann das Beschwerdeverfahren auch gegen den geänderten Willen der betroffenen
Person  weitergeführt  werden,  sofern  die  Hochschulleitung  zum Handeln  verpflichtet  ist  (z.  B.  durch
dienstrechtliche Vorgaben).

(1) Mit Eingang der Beschwerde wird die beschwerdeführende Person von der Beschwerdestelle
über  das  weitere  Verfahren  informiert.  Die  beschwerdeführende  Person  ist  darüber  zu
informieren,  dass  kein  Anspruch  auf  vertrauliche,  anonyme  Behandlung  der  Beschwerde
besteht.  Sie  wird  auf  Unterstützungsmöglichkeiten  durch  Interessenvertretungen  und  interne
Beratungsstellen gemäß § 6 sowie externe Beratungsstellen hingewiesen. Es ist zu klären, ob
bestimmte  Sofortmaßnahmen,  beispielsweise  zum Schutz  der  beschwerdeführenden  Person,
nötig sind.

(2) Die  Beschwerde  kann  schriftlich  erhoben  oder  mündlich  zur  Niederschrift  bei  der
Beschwerdestelle  erklärt  werden.  Im  Falle  der  mündlichen  Erklärung  durch  die
beschwerdeführende Person nimmt der*die Mitarbeiter*in der Beschwerdestelle die Beschwerde
schriftlich auf und verfasst über den Inhalt des Gespräches eine Niederschrift. Die Niederschrift



wird  der  beschwerdeführenden  Person  zum  Ende  des  Gespräches  zur  Durchsicht  und
anschließenden Unterschrift vorgelegt.

(3) Die  Beschwerde  soll  die  als  benachteiligend  und  diskriminierend  empfundenen  Ereignisse
beschreiben. Zeug*innen sowie gegebenenfalls Beweise sollen – soweit vorhanden – genannt
werden. In der Beschwerde soll mitgeteilt  werden, welche anderen Personen bereits über die
Vorfälle informiert wurden und ob bereits Maßnahmen eingeleitet wurden.

(4) Die Beschwerdestelle trägt den Sachverhalt zusammen, gegebenenfalls mit Unterstützung der
beratenden  Person, bei der die Beschwerde einging, sofern die betroffene Person der
Beratungsstelle ihr Einverständnis  dazu  erteilt  hat.  Die  Beschwerdestelle  kann  sich  zur
Ermittlung des Sachverhalts auch (externer) fachkundiger Personen bedienen.

(5) Die Beschwerdestelle kann insbesondere die Person, gegen die sich die Beschwerde richtet,
auffordern,  sich  zu  der  Beschwerde  schriftlich  zu  äußern.  Auf  dieser  Grundlage  führt  die
Beschwerdestelle  zeitnah,  gegebenenfalls  unter  Berücksichtigung  durch  das  Gesetz  oder
anderweitig vorgegebener Fristen, spätestens jedoch innerhalb eines Monats nach Eingang der
Beschwerde, ein persönliches Gespräch mit der Person, gegen die sich die Beschwerde richtet.
Auf Wunsch des*der Beschwerdegegner*in kann eine Person ihres Vertrauens am Gespräch
teilnehmen.

(6) Die  Beschwerdestelle  kann  Verantwortliche  aus  den  jeweiligen  betroffenen  Bereichen
einbeziehen.  Dies  gilt  insbesondere,  wenn  Sofortmaßnahmen  zur  Unterbindung  von
Diskriminierung  notwendig  sind.  Die  Beschwerdestelle  kann  zudem  weitere  Personen  als
Zeug*innen befragen. Im Sinne der Wahrung allgemeiner Persönlichkeitsrechte der involvierten
Personen ist der Kreis der einbezogenen Personen so klein wie möglich zu halten.

(7) Die Beschwerdestelle prüft den zusammengetragenen Sachverhalt, teilt gegebenenfalls der*dem
Rektor*in ihr Ergebnis mit und schlägt das weitere Vorgehen vor.

(8) Die  Beschwerdestelle  dokumentiert  alle  Anhörungen  und  festgestellten  Sachverhalte  und
informiert beide Parteien über das Ergebnis der Gespräche. Bei Ablehnung der Beschwerde ist
dies gegenüber der beschwerdeführenden Person zu begründen.

(9) Der*die Rektor*in entscheidet über weitere Maßnahmen und eventuelle Konsequenzen gemäß §
9 dieser Richtlinie.

(10) Die  Durchführung  eines  Beschwerdeverfahrens  nach  dieser  Richtlinie  schließt  eine  arbeits-,
dienst-  und/oder  strafrechtliche  Verfolgung  nicht  aus.  Im  Falle  einer  arbeits-  oder
dienstrechtlichen Verfolgung kann die Beschwerdestelle das Beschwerdeverfahren aussetzen.

§ 9 Maßnahmen und Sanktionen

Bei Diskriminierungen im Sinne dieser Richtlinie sind die im Einzelfall geeigneten, erforderlichen und 
angemessenen Maßnahmen zum Schutz der betroffenen Person zu ergreifen.

Maßnahmen und Sanktionen hängen von der dienst-, arbeits- oder hochschulrechtlichen Position 
des*der Be- schwerdegegner*in ab. Es kommen, sofern die rechtlichen Voraussetzungen vorliegen,
insbesondere folgende Maßnahmen und Sanktionen in Betracht:

- Dienstgespräch

- mündliche oder schriftliche Belehrung

- schriftliche Abmahnung

- Versetzung an einen anderen Arbeitsplatz innerhalb der Hochschule

- Kündigung

- Einleitung eines Disziplinarverfahrens

- Entzug eines Lehrauftrags



- Ausschluss von einer Lehrveranstaltung

- Ausschluss von der Nutzung von Hochschuleinrichtungen

- Hausverbot, Zutrittsverbot

- Strafanzeige durch die Hochschule Neubrandenburg

- Exmatrikulation.

§ 10 Berichtswesen und Evaluation

Beratungs-  und  Beschwerdefälle  werden  durch  die  jeweiligen  Beratungs-  und  Beschwerdestellen
kontinuierlich dokumentiert.
Die  Beschwerdestelle  berichtet  mindestens  einmal  jährlich  anonymisiert  und  unter  Wahrung  des
Datenschutzes dem Rektorat über die Erfüllung ihrer Aufgaben und Diskriminierungsfälle sowie einmal
jährlich dem Senat über ihre Tätigkeit.

Dabei sind Informationen über betroffene und beschuldigte sowie mögliche weitere involvierte Personen
unbedingt vertraulich zu behandeln und soweit zu anonymisieren, dass sich keine Rückschlüsse auf die
Personen bzw. Klarnamen der Beteiligten ziehen lassen.

Personen,  die  Beratung  in  Anspruch genommen bzw.  eine  Beschwerde eingereicht  haben,  wird  die
Möglichkeit eingeräumt, zu diesen Verfahren Feedback zu geben.

§ 11 Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt nach Beschluss des Rektorats und Zustimmung durch den Senat am Tag nach der
Veröffentlichung in Kraft.

Neubrandenburg, den 18.03.2021

Prof. Dr. Gerd Teschke

Rektor der Hochschule 

Neubrandenburg



Anhang

Personalrat - Ansprechpersonen:

Personalrat der nichtwissenschaftlichen Beschäftigten:
https://www.hs-nb.de/hochschule/ueber-uns/interessenvertretungen/personalrat-der-nichtw-beschaeftigte/

Personalrat der wissenschaftlich Beschäftigten:

https://www.hs-nb.de/pl/hochschule/ueber-uns/interessenvertretungen/personalrat-der-wissenschaftl-
beschaeftigten/

Gesamtpersonalrat:
https://www.hs-nb.de/pl/hochschule/ueber-uns/interessenvertretungen/gesamtpersonalrat/

AStA (siehe unten: https://www.hs-nb.de/ssv/offenes-ohr/ )

Schwerbehindertenvertretung:
https://www.hs-nb.de/hochschule/ueber-uns/interessenvertretungen/schwerbehindertenvertretung/ 

Gleichstellungsbeauftragte:
https://www.hs-nb.de/hochschule/ueber-uns/gleichstellung/gleichstellungsbuero/ 

Leitfaden: Erste Hilfe in psychischen Krisen 
https://www.hs-nb.de/hochschule/ueber-uns/gesunde-hochschule/erste-hilfe-in-psychischen-krisen/ 

Psychologische Beratung der Hochschule Neubrandenburg und des Studierendenwerks
Dipl. Psychologin Elisabeth Wuithschick 
Raum 268, Hauptgebäude, 
Brodaer Str. 2, 
17033 Neubrandenburg 
Telefon: 0395 - 56 93 9108
psychologische-beratung@hs-nb.de   

Psychologische Beratung des Studierendenwerks (Greifswald)
https://www.stw-greifswald.de/soziales-beratung/psychologische-beratung/ 
Dipl.-Psychologe J. Löbke
pb@stw-greifswald.de 

Sozialberatung des Studierendenwerks
Liane Krüger
Raum 268, 
Hauptgebäude
Brodaer Str. 2
17033 Neubrandenburg
Telefon: 0395 - 56 93 9109
sb-nb@stw-greifswald.de  
Telefon:03834-861704
beratung@stw-greifswald.de 
 

Weitere Beratungsmöglichkeiten in der Hochschule Neubrandenburg:  
Prof. Dr. Barbara Bräutigam - Fachbereich Soziale Arbeit, Bildung und Erziehung   
Telefon: 0160-96863254

https://www.hs-nb.de/hochschule/ueber-uns/interessenvertretungen/personalrat-der-nichtw-beschaeftigte/
mailto:beratung@stw-greifswald.de
mailto:sb-nb@stw-greifswald.de
mailto:pb@stw-greifswald.de
https://www.stw-greifswald.de/soziales-beratung/psychologische-beratung/
mailto:psychologische-beratung@hs-nb.de
https://www.hs-nb.de/hochschule/ueber-uns/gesunde-hochschule/erste-hilfe-in-psychischen-krisen/
https://www.hs-nb.de/hochschule/ueber-uns/gleichstellung/gleichstellungsbuero/
https://www.hs-nb.de/hochschule/ueber-uns/interessenvertretungen/schwerbehindertenvertretung/
https://www.hs-nb.de/ssv/offenes-ohr/
https://www.hs-nb.de/pl/hochschule/ueber-uns/interessenvertretungen/gesamtpersonalrat/
https://www.hs-nb.de/pl/hochschule/ueber-uns/interessenvertretungen/personalrat-der-wissenschaftl-beschaeftigten/
https://www.hs-nb.de/pl/hochschule/ueber-uns/interessenvertretungen/personalrat-der-wissenschaftl-beschaeftigten/


braeutigam@hs-nb.de
 
Prof. Dr. Andreas Speck - Fachbereich Soziale Arbeit, Bildung und Erziehung   
Telefon: 0395-56935505
speck@hs-nb.de
 

Beratungsangebot von Studierenden für Studierende „Ein offenes Ohr“ 
www.hs-nb.de/ssv/hauptmenue/asta/mitglieder-und-referate/soziales/ein-offenes-ohr/
offenes-ohr@hs-nb.de 

Hifas - Hilfe für ausländische Studierende
Projektlaufzeit: 01.09.2020 - 31.12.2021 (DAAD)
Projektmitarbeiterin: Lisa Birkenhagen (MA Beratung)
Email: hifas@hs-nb.de
Büro: Raum 327, Haus 1

Sozialpsychiatrischer Dienst Neubrandenburg - Gesundheitsamt Landkreis Mecklenburgische Seenplatte

Name E-Mail Telefonnummer

Dipl.-Psych. Rikarda Weißner Rikarda.Weissner@lk-seenplatte.de 0395-570875360  

Meeri Gadewolz Meeri.Gadewolz@lk-seenplatte.de 0395-570875361  

Ursula Tatchen-Goetze Ursula.Tatchen-Goetze@lk-seenplatte.de 0395-570875386 

David Uhlig David.Uhlig@lk-seenplatte.de 0395-570875387

Telefonseelsorge  (24 Stunden, 7 Tage in der Woche, gebührenfrei)
Telefon: 0800-1110111
Telefon: 0800-1110222 

Maxi - Beratungsstelle für Betroffene von sexueller Gewalt
Quo vadis e.V.
Helmut-Just-Straße 4
17036 Neubrandenburg
Tel.: 0395 - 570 6661
Mail: bsmaxi@gmx.de
https://www.quovadis-neubrandenburg.de/maxi-beratungsstelle-sexualisierte-gewalt/ 

Frauen- und Kinderschutzhaus
Quo vadis e.V.
Helmut-Just-Str. 4
17036 Neubrandenburg
Frauenhaus: 0395 7782640
Mobil: 0160 99269205
Nachts, an Wochenenden und Feiertagen erfolgt die Aufnahme über die Polizei:
Telefon Polizei: 0395 55 82 5224
quovadisnbg@gmx.de 
https://www.quovadis-neubrandenburg.de/frauen-und-kinderschutzhaus/ 

Interventionsstelle bei häuslicher Gewalt 
Quo vadis e.V.
Helmut-Just-Str. 4
17036 Neubrandenburg
0395 5584384
i  nterventionsstelle-nb@web.de

mailto:interventionsstelle-nb@web.de
mailto:interventionsstelle-nb@web.de
https://www.quovadis-neubrandenburg.de/frauen-und-kinderschutzhaus/
mailto:quovadisnbg@gmx.de
https://www.quovadis-neubrandenburg.de/maxi-beratungsstelle-sexualisierte-gewalt/
mailto:bsmaxi@gmx.de
mailto:David.Uhlig@lk-seenplatte.de
mailto:Ursula.Tatchen-Goetze@lk-seenplatte.de
mailto:Meeri.Gadewolz@lk-seenplatte.de
mailto:Rikarda.Weissner@lk-seenplatte.de
mailto:hifas@hs-nb.de
mailto:offenes-ohr@hs-nb.de
http://www.hs-nb.de/ssv/hauptmenue/asta/mitglieder-und-referate/soziales/ein-offenes-ohr/
mailto:speck@hs-nb.de
mailto:braeutigam@hs-nb.de


https://www.quovadis-neubrandenburg.de/interventionsstelle-neubrandenburg/https://www.quovadis-
neubrandenburg.de/interventionsstelle-neubrandenburg/ 

Täter-Opfer-Ausgleich TOA / Konfliktberatungsstelle: 
Dirk Knöfel
Telefon: 0395 4210220 + 0395 4210224
Katharinenstraße 32, 17033 Neubrandenburg
info.neubrandenburg@vsp-mv.de 
dirk.knoefel@vsp-mv.de 

Selbsthilfegruppen (DRK)
Axel Schröder
Systemische Berater, Institut für systemische Impulse und Ausbildung (isi berlin)
Leiter der Selbsthilfekontaktstelle Neubrandenburg
Robert-Blum-Straße 34, 17033 Neubrandenburg
Telefon: 0395 5603955
selbsthilfe@neubrandenburg.drk.de
www.selbsthilfe-nb.de 

LOBBI – Landesweite Opferberatung, Beistand und Information für Betroffene rechter Gewalt in 
Mecklenburg-Vorpommern
Tilly-Schanzen-Straße 2
17033 Neubrandenburg
Mobil: 0160 844 21 89
Telefon: 0395 455 07 18
ost@lobbi-mv.de

Weitere Telefonnummern:
 

Weißer Ring e.V. - Opfertelefon (Kostenfrei) 116 - 006 

Kinder- und Jugendnotdienst (Caritas) 0395 - 4691822 

"Kinderschutzhotline" 0395 - 57087 5300

Kinderschutz-Hotline-MV (kostenfrei) 0800 - 1414007 

Elterntelefon 0800 - 1110550 

Pflegetelefon 030 - 20179131 

mailto:ost@lobbi-mv.de
http://www.selbsthilfe-nb.de/
mailto:selbsthilfe@neubrandenburg.drk.de
mailto:dirk.knoefel@vsp-mv.de
mailto:info.neubrandenburg@vsp-mv.de
https://www.quovadis-neubrandenburg.de/interventionsstelle-neubrandenburg/https://www.quovadis-neubrandenburg.de/interventionsstelle-neubrandenburg/
https://www.quovadis-neubrandenburg.de/interventionsstelle-neubrandenburg/https://www.quovadis-neubrandenburg.de/interventionsstelle-neubrandenburg/

	ANTIDISKRIMINIERUNGSRICHTLINIE
	der Hochschule Neubrandenburg
	Gliederung
	Präambel
	§ 1 Ziele
	§ 2 Anwendungsbereich
	§ 3 Begriffsbestimmungen
	§ 4 Diskriminierungsverbot
	§ 5 Präventive und strukturelle Maßnahmen
	§ 6 Beratungsrecht und Beratungsstellen
	§ 7 Beschwerderecht und Beschwerdestelle
	§ 8 Beschwerdeverfahren
	§ 9 Maßnahmen und Sanktionen
	§ 10 Berichtswesen und Evaluation
	§ 11 Inkrafttreten
	Anhang
	Personalrat der nichtwissenschaftlichen Beschäftigten:
	Personalrat der wissenschaftlich Beschäftigten:
	Gesamtpersonalrat:
	https://www.hs-nb.de/pl/hochschule/ueber-uns/interessenvertretungen/gesamtpersonalrat/

